
Förderfähig sind alle baulichen Maßnahmen der Moderni-
sierung und Instandsetzung in und an bestehenden 
Wohngebäuden und auf dem zugehörigen Grundstück 
(Wohnumfeld), sofern sie die technischen Anforderungen 
erfüllen. Instandsetzungsmaßnahmen, die durch Maß-
nahmen der Modernisierung verursacht werden, gelten als 
Modernisierung. 

Beispiele förderfähiger Maßnahmen mit technischen An-
forderungen: 

Verbesserung der Energieeffizienz: 

• die Wärmedämmung der Außenwände und  
• die Wärmedämmung der Kellerdecke und der erdbe-

rührten Außenflächen beheizter Räume, der untersten 
oder obersten Geschossdecke oder des Daches.  

• der Einbau von Fenstern und Fenstertüren, Dachflä-
chenfenstern und Außentüren sowie der Einbau von 
Lüftungsanlagen. Es sollen möglichst alle Fenster und 
Fenstertüren, Dachflächenfenster und Außentüren 
ausgetauscht und mit Dreifachverglasung ersetzt 
werden. Bei der Erneuerung von Balkon- und Terras-
sentüren, Wohnungseingangstüren sind untere An-
schläge oder Schwellen nur bis zu einer Höhe von 2 
Zentimetern zulässig. Bei der Erneuerung von Fens-
tern oder Fenstertüren im Geschosswohnungsbau 
muss der Tauwasserbildung an den Oberflächen von 
Bauteilen wirksam vorgebeugt werden. Zu diesem 
Zweck kann eine geeignete Lüftungsanlage eingebaut 
werden. Andernfalls ist zu gewährleisten, dass der 
Wärmedurchgangskoeffizient der neu eingebauten 
Verglasung (Ug-Wert) um mindestens 0,1 W/m²K hö-
her liegt als der Wärmedurchgangskoeffizient der Au-
ßenwände (Uw-Wert) und/oder der Dachflächen (UD 
– Wert) des Raums, der durch die Verglasung belich-
tet wird. In der Regel soll dies durch die gleichzeitige 
Dämmung der Außenwände und Dachflächen erfol-
gen. Dies gilt analog für die Erneuerung von Hausein-
gangstüren. Im Einzelfall darf der Bildung von Tau-
wasser durch andere Maßnahmen vorgebeugt wer-
den. Der Bewilligungsbehörde ist darzulegen, dass 
die getroffenen Maßnahmen die Anforderungen min-
destens gleichwertig erfüllen. 

• der erstmalige Einbau oder das Verbessern der Ener-
gieeffizienz von Heizungs- und Warmwasseranlagen 
auf der Basis von Brennwerttechnologie – mit Aus-
nahme von Ölheizungen oder Nachtstromspeicher-
heizungen -, Kraft-Wärme-Kopplung, Wärmepumpen, 
Nah- /Fernwärme, Biomasse und anderen erneuerba-
ren Energien sowie von unterstützenden Solarther-

mie-Anlagen. Diese Maßnahmen müssen mindestens 
die technischen Anforderungen des Gebäudeenergie-
gesetzes erfüllen.  

• Die Installation von Photovoltaikanlagen zur Erzeu-
gung von Mieterstrom oder zur anteiligen Allge-
meinstromversorgung im Mietwohnungsbau sowie der 
dazugehörigen Mess- und Zählertechnik und gegebe-
nenfalls stationärer elektrischer Batteriespeicher und 
das zu ihrem Betrieb erforderliche Batteriemanage-
mentsystem. 

• Nachweise oder Energiegutachten, die im Zusam-
menhang mit den geförderten Maßnahmen stehen. 

Bei Mietwohngebäuden soll die Förderung von Maß-
nahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz min-
destens zum Erreichen des Standards „Effizienzhaus 
100“ führen. 
 
Abbau von Barrieren: 
 
• Barrierereduzierung beziehungsweise barrierefreie 

Gestaltung der äußeren Erschließung auf dem 
Grundstück, 

• Verbesserung der Auffindbarkeit und Erreichbarkeit 
der Zugangs- und Eingangsbereiche, 

• das Überwinden von Differenzstufen durch Rampen, 
Aufzug, Treppen- oder Plattformlift oder durch das 
Umgestalten eines Nebeneingangs, 

• Barrierereduzierung beziehungsweise barrierefreie 
Gestaltung der inneren Erschießung des Gebäudes, 
einschließlich der Nachrüstung elektrischer Türöffner 
sowie des Einbaus von Orientierungssystemen und 
das Ausstatten mit auditiven, visuellen oder taktilen 
Orientierungshilfen, 

• Bau eines neuen Erschließungssystems, um Miet-
wohnraum barrierefrei zugänglich zu machen, 

• Änderung der Grundrisse, um barrierearme bzw. bar-
rierefreie Wohnflächen oder zusätzliche Bewegungs-
flächen zu schaffen, 

• Schaffen stufenfrei erreichbarer Abstellflächen, 
• Einbau von Türen um Durchgangsbreiten zu erhöhen 

oder Türschwellen abzubauen, 
• Anpassung von Sanitärräumen an die Anforderungen 

der Anlage 4.2/3 VV TB NRW, mindestens jedoch der 
Einbau eines barrierefreien Duschplatzes, mit einer 
Wasserschutzkante von max. bis zu 2 cm, wobei der 
Sanitärraum stufen- und schwellenlos oder ohne unte-
re Türanschläge zu erreichen sein muss, 

• Barrierefreier Umbau eines vorhandenen oder Anbau 
eines neuen barrierefreien Balkons oder einer barrie-
refreien Terrasse einschließlich der Außen- oder 
Fenstertüren, die einen unmittelbaren Zugang zu dem 
Freisitz ermöglichen, der im Wohnungsbestand 

höchstens eine Schwelle oder unteren Türanschlag 
bis zu 2 cm aufweisen darf.  

 
Umbau von Wohngebäuden: 
 
• das Erweitern von selbstgenutzten Eigenheimen 

durch Aus- oder Anbau bzw. Aufstockung., 
• das Zusammenlegen, Neuaufteilen oder Erweitern 

von Mietwohnungen  
• das Schaffen einzelner zusätzlicher Mietwohnungen 

in bestehenden Wohngebäuden durch Dachge-
schossausbau oder Umnutzung von Gewerberäumen. 

Die Neuschaffung von Mietwohnraum durch Aufstockung 
oder Anbau sowie die Nutzungsänderung von Nicht-
Wohngebäuden werden nicht nach dieser Richtlinie geför-
dert. Für diese Maßnahmen können ggf. Fördermittel nach 
den Wohnraumförderbestimmungen (WFB 2022) bean-
tragt werden. 
 
Anpassungsmaßnahmen an Klimafolgen: 
 
• Maßnahmen zur Bodenentsiegelung und das Schaf-

fen von offenen Wasserflächen auf dem Grundstück 
zur Verbesserung des Mikroklimas und der Luftküh-
lung, 

• das Anlegen von Dach- und Fassadenbegrünung zur 
Verbesserung des Mikroklimas, 

• Maßnahmen zur dezentralen Versickerung, Rückhal-
tung oder Nutzung von Regenwasser, 

• die bauliche Sicherung des Gebäudes vor Extremwet-
terereignissen und vor eindringendem Wasser bei 
Starkregen oder Hochwasser, 

• die Installation von Verschattungselementen am Ge-
bäude. 
 

 
Verbesserung des Sicherheitsempfindens und Maß-
nahmen zur Digitalisierung:  
 
• das Verbessern der inneren Erschließung 
• der Einbau von Sicherheitstechnik zum Schutz gegen 

Einbruch einschließlich der Verriegelung von Fenstern 
oder Fenster- und Kellertüren, 

• Einbau oder Nachrüsten von Türen mit Türspion oder 
Querriegelschloss, 

• Verbesserung der Belichtung am und im Gebäude 
 ( z.B. Bewegungsmeldern) 

• Der Einbau von intelligenten Messsystemen (iMsy) 
sowie digitaler Gebäudetechnik (Smart Home) zum 
Beispiel für optimiertes Bewirtschaften und Steuern 
des Ressourcenverbrauchs, für Kommunikation und 



Vernetzung sowie wohnbegleitende Service- und As-
sistenzangebote 

• Maßnahmen, die ein Brandschutzgutachten empfiehlt. 
 
 
Verbesserung des Wohnumfeldes: 
 
• das Neugestalten der Eingangsbereiche von Wohnan-

lagen, 
• Fassadengestaltung im Zusammenhang mit Maß-

nahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz 
• das Verbessern oder Neugestalten des Wohnumfelds, 

zum Beispiel Quartiersplätze, Spielplätze, Bolzplätze 
und Bewegungsfelder für Mietwohnungen auf dem 
Grundstück und im Wohnquartier unter Berücksichti-
gung von Anpassungsmaßnahmen an Klimafolgen  

• das Verbessern oder Schaffen von alternativen, barri-
erefrei erreichbaren Nahmobilitätsangeboten für die 
Mieterinnen und Mieter auf dem Grundstück und im 
Wohnquartier, z.B. Carsharing, Ladestationen für 
Elektromobilität, Abstellanlagen für (Lasten-) Fahrrä-
der, Rollatoren, Kinderwagen 

• Umbau von Räumen oder Wohnungen in Wohnge-
bäuden oder Wirtschaftseinheiten mit zehn oder mehr 
Mietwohnungen im Erdgeschoss zu Abstellräumen 
oder Gemeinschaftsräumen sowie die Neuordnung 
der Abfallbeseitigungsanlagen, 

• bauliche Maßnahmen zum Schutz vor Lärm, 
• das Erstellen von Quartierskonzepten, z.B. für kon-

zeptionelle Beratungsleistungen, sozialplanerische 
Voruntersuchungen, Beteiligungen oder Befragungen 
von Bewohnerinnen und Bewohnern im Zusammen-
hang mit der Förderung der Modernisierung. 

 
 
 

Modernisierungsbedingte Instandsetzungen: 
 
Instandsetzungen, die durch die Modernisierung verur-
sacht werden, zählen zu den anerkennungsfähigen Mo-
dernisierungsmaßnahmen.  
 
 

Sonstige Instandsetzungen  
 
Förderfähige Maßnahmen sind auch Instandsetzungen, 
die nicht durch die Modernisierung verursacht werden, 
soweit sie im Rahmen der geförderten Modernisierung er-
folgen. Dies kann beispielsweise das Streichen des Trep-
penhauses oder die Erneuerung der Beleuchtung im 
Hausflur sein. Die Kosten dieser sonstigen Instandsetzun-
gen dürfen die Kosten für die Modernisierungsmaßnah-
men und die Kosten der durch die Modernisierung verur-
sachten Instandsetzungen nicht übersteigen.  
 
 
 
 
 
 

Haben Sie Interesse? 

Dann wenden Sie sich bitte zunächst telefonisch an fol-
gende Ansprechpartnerinnen: 
 
• Frau Thissen  

Zimmer 2.467, Telefon 02821 / 85-515 
 

• Frau Paeßen  
Zimmer 2.468, Telefon 02821 / 85-223 

 
Bei Fragen zu den bautechnischen und energetischen Vo-
raussetzungen wenden Sie sich bitte an: 
 
• Herrn Evers 

Zimmer 2.463, Telefon 02821 / 85-218 
 
 
 
Kreis Kleve 
Der Landrat 
Nassauerallee 15-23 
47533 Kleve 
Tel.: 02821/85-0 
www.kreis-kleve.de                                      Stand 02/2022 
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